
vitäten zu verstärken, sie zu koor­
dinieren und bestehende Diffe­
renzen untereinander im gemein­
samen Interesse an einer Lösung 
des Nahostkonflikts zurückzustel­
len. Der Druck auf Israel, sich ei­
ner umfassenden politischen Re­
gelung zu stellen, hat zugenom­
men.
• Fünftens verstärkt sich, unge­
achtet der starren offiziellen Hal­
tung der israelischen Führung, 
die täglich durch Terror in den 
besetzten Gebieten ihre Positio­
nen manifestiert, auch im Regie­
rungslager des Staates Israel die 
Polarisierung zwischen Anhän­
gern und Gegnern eines harten, 
unversöhnlichen Kurses. Es ge­
winnen jene an Ausstrahlung, die 
dafür plädieren, das palästinensi­
sche Dialogangebot anzuneh­
men.
Die Entwicklung im Nahen Osten 
ist, wie alles, was in unmittelba­
rer Nachbarschaft des europä­
ischen Hauses vor sich geht, für 
uns von großer Bedeutung. Von 
jeher gehört es zu den Prinzipien 
der DDR-Außenpolitik, entspre­
chend unseren Möglichkeiten an 
einer Beruhigung der nahöstli­
chen Kfisensituation mitzuwir­
ken. Im Rahmen der Dialogpolitik 
werden hierzu vielfältige Schritte 
unternommen, um den Beitrag 
für eine Nahostregelung zu ver­
stärken. Die langjährigen freund­
schaftlichen Beziehungen zu den 
arabischen Staaten werden da­
bei zum beiderseitigen Vorteil 
entwickelt.
Die Ausgestaltung der Beziehun­
gen zur Palästinensischen Befrei­
ungsorganisation, die bereits seit 
mehr als einem Jahrzehnt staatli­
chen Charakter tragen, wird kon­
sequent fortgesetzt. Das unter­
strich erneut das vom Geist tie­
fer brüderlicher Solidarität und 
völliger Übereinstimmung in al­
len Fragen getragene Treffen des 
Generalsekretärs des ZK der 
SED, Genossen Erich Honecker, 
mit dem Vorsitzenden des Exeku­
tivkomitees der PLO, Yasser Ara­
fat, im Dezember vergangenen 
Jahres in Berlin. Das unterstri­
chen auch die sofortige Anerken­

nung des Staates Palästina durch 
die Regierung der DDR und das 
Staatstelegramm anläßlich der 
Wahl Yasser Arafats zum Präsi­
denten des Landes. Auch DDR- 
Kontakte zu jüdischen Persön­
lichkeiten und zu Israel wie der 
Besuch von Staatssekretär Kurt 
Löffler sollen helfen, einen eigen­
ständigen Beitrag zum Frieden 
im Nahen Osten zu leisten.
Es bleibt die fbste Überzeugung 
unserer Partei und Regierung: Zu 
einer politischen Regelung des 
Nahostkonflikts gibt es keine rea­
listische Alternative. In guter Ab­
sicht aufeinander zuzugehen und 
die berechtigten Interessen der 
jeweils anderen Seite zu berück­
sichtigen, muß für alle direkt am 
Konflikt Beteiligten zur Maxime 
werden. Nur so ist die Gewährlei­
stung der legitimen Rechte des 
palästinensischen Volkes, ist die 
Anerkennung des Existenzrechts 
aller Staaten der Region in siche­
ren und anerkannten Grenzen 
realisierbar. Nach Lage der Dinge 
ist eine internationale Konferenz 
unter UNO-Schirmherrschaft ein 
gangbarer Weg in diese Rich­
tung. Gleichberechtigt müßten 
an ihr alte beteiligten Seiten, ein­
schließlich die PLO und Israel, so­
wie die fünf Ständigen Mitglieder

des UNO-Sicherheitsrates teil­
nehmen.
Die vom sowjetischen Außenmi­
nister Schewardnadse auf seiner 
jüngsten Nahostreise unterbrei­
teten Vorschläge sind ein wichti­
ger Teil umfassender Bemühun­
gen, größere Stabilität in der 
Welt zu erreichen und positive 
Tendenzen der internationalen 
Entwicklung auch auf diese Re­
gion zu übertragen. Sie orientie­
ren unter anderem auf die
- direkte Einbeziehung aller un­
mittelbaren Konfliktparteien in 
den politischen Dialog;
- ausgewogene Berücksichti­
gung der Interessen aller unmit: 
telbar Beteiligten und der interes­
sierten Seiten;
- Sicherung eines einheitlichen 
Regelungsprozesses durch Dia­
log, vertragliche Vereinbarung 
und ein System von Garantien;
- volle Ausschöpfung der Mög­
lichkeiten der UNO, des Sicher­
heitsrates und des Generalsekre­
tärs;
- flexible Mechanismen zur Vor­
bereitung der internationalen 
Nahostfriedenskonferenz in den 
nächsten 6 bis 9 Monaten.
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